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Einschreiben 
Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD 
Herr Bundesrat Beat Jans 
3003 Bern 

Bern, 8. Juli 2026 

Ablehnende Stellungnahme betreffend die Änderung des Bundesgesetzes 
über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur geplanten Verschärfung des Bundesgesetzes über den Er-
werb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG) sowie zur Umsetzung der Motion Martin 
Schmid 22.4413 Stellung zu beziehen. 

Die Mitglieder von Entwicklung Schweiz stehen für einen Lebensraum ein, der nachhaltig, innovativ 
und bedarfsgerecht genutzt wird. Dazu gehört die Schaffung dringend benötigten Wohnraums. Das 
gelingt, weil Planung, Entwicklung und Produktion ineinandergreifend eine Gesamtsicht ermöglichen. 
Als Verband der Gesamtleister und Entwickler stehen wir für integrierte Zusammenarbeitsmodelle, in 
denen unsere Mitglieder Gesamtleistungen bei der Entwicklung, Planung und Realisierung von Immo-
bilien erbringen. Dabei übernehmen wir unternehmerische Risiken, tragen gesellschaftliche Verant-
wortung und zeichnen uns durch innovative und ökologische Lösungen aus. Wir sind die starke 
Stimme in der Politik und im Markt, damit sich die Schweiz lebenswert entwickeln kann. 

Entwicklung Schweiz lehnt die geplante Revision des BewG entschieden ab. Einzig einer konse-
quenten Umsetzung der Motion Martin Schmid (22.4413) ohne zusätzliche Einschränkungen 
oder Verschärfungen stimmen wir zu. 

Wir begrüssen sehr, dass der Bundesrat die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz (Nachhaltig-
keitsinitiative)» zur Ablehnung empfohlen hat, weil starre Kontingente dem Wirtschaftsstandort er-
heblich schaden. Vor diesem Hintergrund wirkt die vorliegende Revision des BewG indes wie ein poli-
tisches Ablenkungsmanöver. Mit der symbolischen Verschärfung sollen offenbar Zugeständnisse an 
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zuwanderungskritische Kreise gemacht werden. Die Fokussierung auf ausländische Käufer und In-
vestoren lenkt jedoch von den eigentlichen Versäumnissen bei den inländischen Rahmenbedingun-
gen für den Wohnungsbau ab. Die Vorlage löst kein einziges Problem auf dem Wohnungsmarkt; viel-
mehr gefährdet sie den Standort Schweiz erheblich. 

Die Schweiz hat kein Problem mit ausländischem Kapital im Wohnungsmarkt, sondern 
mit zu wenig Wohnungsbau 

In ihrer jetzigen Form verkennt die Vorlage die Realitäten des Schweizer Immobilien- und Wohnungs-
markts grundlegend. Sie basiert auf der ordnungspolitisch falschen Annahme, dass eine zusätzliche 
Regulierung des Kapitalmarktes durch den Ausschluss ausländischer Investoren die strukturellen 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt lösen könnte. Dies ist ein Trugschluss, der erhebliche wirtschaft-
liche Kollateralschäden nach sich zieht. 

Die anhaltende Wohnraumknappheit in den Schweizer Ballungszentren ist kein Problem mangelnder 
Regulierung von Grundstückskäufen durch Personen im Ausland. Das Nadelöhr liegt nicht auf dem 
Vermögensmarkt, sondern auf dem Entwicklungsmarkt. Die wahren Treiber der Wohnungsknappheit 
sind der akute Mangel an Bauland, überbordende Bau- und Umweltvorschriften, langwierige Bewilli-
gungsverfahren sowie eine zunehmend blockierte Innenverdichtung durch missbräuchliche Einspra-
chen und langwierige Rekursverfahren. 

Die Verschärfung des BewG schafft keine zusätzliche Wohnung und senkt die Mieten für die Bevölke-
rung nicht. Im Gegenteil: Wenn Kapital schwieriger zu beschaffen ist, führt dies mittelfristig sogar zu 
einem Rückgang der Investitionen von Privaten und Institutionellen in den Wohnungsbau und damit 
zu steigenden Mieten aufgrund eines Nachfrageüberschusses. Gleichzeitig drohen Wertverluste bei 
kotierten Immobilienfonds und Immobiliengesellschaften, wenn deren Handelbarkeit eingeschränkt 
wird. Davon betroffen sind nicht nur private Anleger, sondern auch Pensionskassen und damit letzt-
lich die Altersvorsorge der Schweizer Bevölkerung. 

Die vom Bundesamt für Justiz eingeholte Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) kommt zum Schluss, 
dass die vorgeschlagenen Verschärfungen nicht geeignet sind, die Probleme des Wohnungsmarktes 
spürbar zu lindern. Vielmehr bestehe das Risiko, bestehende Probleme zusätzlich zu verschärfen. 
Dass trotz eines derart klaren Befunds aus der RFA eine so weitreichende Verschärfung des BewG in 
die Vernehmlassung geschickt wird, erachten wir als Zwängerei. Eine faktenbasierte Regulierung 
hätte sich an den tatsächlichen Ursachen der Wohnraumknappheit orientieren müssen. 

Im Einzelnen nehmen wir zu den vorgeschlagenen Änderungen wie folgt Stellung 

Art. 2 Abs. 2 und 3: Betriebsstätte-Grundstücke, Hauptwohnungen und (Mindest-) Wohnanteils-
vorschriften 

Entwicklung Schweiz spricht sich gegen die Streichung von Art. 2 Abs. 2 und 3 aus. 

Die heutige Regelung für Betriebsstätten-Grundstücke ermöglicht Investitionen in produktive Nutzun-
gen und schafft damit wichtige Voraussetzungen für die Ansiedlung und Weiterentwicklung von aus-
ländischen Unternehmen in der Schweiz. Betriebsimmobilien sind dabei ein integraler Bestandteil 
der unternehmerischen Tätigkeit und dienen der Produktion von Gütern und Dienstleistungen. 
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Zusätzliche Bewilligungspflichten erschweren entsprechende Investitionen und schwächen damit 
ausgerechnet jene wirtschaftliche Tätigkeit, die zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts beiträgt. 

Ebenso ist die Privilegierung von Hauptwohnungen für in der Schweiz ansässige Personen aus Dritt-
staaten ein wichtiger Beitrag zur Standortattraktivität und zur Integration qualifizierter Führungs- und 
Fachkräfte; zumal die Anzahl entsprechender Fälle insgesamt gar nicht ins Gewicht fällt. Schliesslich 
haben sich die bestehenden Mindestwohnanteilsvorschriften als zweckmässiges und ausgewogenes 
Instrument bewährt. 

Art. 3 Abs. 2: Kantonale Ausnahmen von der Bewilligungspflicht 

Entwicklung Schweiz lehnt die Änderung von Art. 3 Abs. 2 BewG ab. 

Die Änderung ist unnötig, weil inhaltlich genau dies bereits in Art. 6b Abs. 1 (neu) ausgeführt wird. 

Art. 4 Abs. 1 und 2: Erwerb von Grundstücken 

Entwicklung Schweiz lehnt sämtliche Änderungen an Art. 4 BewG ab. 

Besonders problematisch ist die geplante Unterstellung von kotierten Immobilienfonds und Immobi-
liengesellschaften unter das BewG. Diese greift in ein etabliertes Marktsegment ein, ohne dass ein 
sachlich begründeter, regulatorischer Handlungsbedarf erkennbar ist. Der Schweizer Immobilien-
markt wird von inländischen Investoren getragen; neben Privatanlegern sind dies in erster Linie Pensi-
onskassen und Versicherungen. Ausländische Investoren haben eine untergeordnete Bedeutung. Sie 
sind im Wohnsegment deshalb kaum preisbestimmend. 

Die zentrale Fehlannahme der Vorlage besteht darin, den Handel mit Beteiligungsrechten mit dem 
Immobilienmarkt selbst gleichzusetzen. Beim Erwerb oder Verkauf von kotierten Fondsanteilen oder 
Aktien von Immobiliengesellschaften wechseln jedoch lediglich die Wertschriften den Besitzer. 
Dadurch ändert sich der Bestand oder die Nutzung der zugrunde liegenden Immobilien nicht. Es wird 
weder bestehender Wohnraum dem Markt entzogen noch steigen die Mieten deshalb. Die Mass-
nahme setzt damit am falschen Ort an und verfehlt jeglichen Regelungszweck. 

Hinzu kommt, dass eine konsequente Anwendung der Bewilligungspflichten im Börsenhandel nicht 
umsetzbar ist. Transaktionen erfolgen in Echtzeit; daher ist eine verlässliche Prüfung der Investoren 
zum Kaufzeitpunkt unmöglich. Dies würde den Börsenhandel unterbinden und zur Dekotierung von 
Immobilienfonds und Immobiliengesellschaften führen. In jedem Fall werden derartige Wertschriften 
künftig weniger liquide und verlieren an Wert, wodurch die Besitzer solcher Anteile schlechter gestellt 
werden (Vermögensverluste). Neben Schweizer Privatanlegern wären inländische Pensionskassen 
aus der beruflichen Vorsorge besonders stark davon betroffen. Für eine breite Diversifikation der 
ihnen anvertrauten Vorsorgegelder sind sie nämlich auf solche Anlageklassen angewiesen. 

Gleichzeitig wird mit einer solchen Regulierung für unsere Mitglieder und deren Kunden (u.a. kotierte 
Immobilienfonds und Immobiliengesellschaften) der Zugang zu Kapital für Entwicklungsprojekte er-
schwert, was sich letztlich negativ auf die Erstellung von Wohnraum auswirken wird. 
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Art. 6a (neu): Ausnahme von der Bewilligungspflicht für Betriebsstätte-Grundstücke 

Entwicklung Schweiz lehnt den vorgeschlagenen Artikel 6a (neu) ab. 

Wir haben uns bereits für die Beibehaltung von Art. 2 Abs. 2 BewG ausgesprochen. Weitergehende 
Bewilligungs-, Veräusserungs- und Nutzungsvorgaben für Betriebsstätten-Grundstücke sind weder 
wohnpolitisch wirksam noch wirtschaftlich sachgerecht. Die Regelungen würden Investitionen er-
schweren, die betriebliche Flexibilität einschränken und zu zusätzlichem administrativem Aufwand 
bei Unternehmen und Behörden führen, ohne zur Entlastung des Wohnungsmarkts beizutragen. 

Art. 6b (neu): Umsetzung Motion Martin Schmid 22.4413 (Personalwohnungen) 

Entwicklung Schweiz begrüsst die Umsetzung der Motion Schmid. 

Der vorgeschlagene Art. 6b (neu) geht jedoch in wesentlichen Punkten über den Auftrag der Motion 
hinaus, indem zusätzliche Einschränkungen und Verschärfungen eingeführt werden, die weder vorge-
sehen noch sachlich begründet sind. Die Vorgaben zur Ausgestaltung, zu Standort- und Nutzungsbe-
schränkungen sowie zur zeitlichen Bindung der Nutzung beeinträchtigen die betriebliche Flexibilität 
der betroffenen Unternehmen unnötig. 

Die Praxis zeigt, dass Personalwohnungen ein knappes Gut sind und gerade im Tourismus und in ur-
banen Zentren einen wichtigen Beitrag zur Funktionsfähigkeit von Betrieben leisten. Zusätzliche regu-
latorische Hürden erschweren nicht nur den Erwerb, sondern auch die zweckmässige Nutzung sol-
cher Liegenschaften und wirken damit dem eigentlichen Ziel der Motion entgegen. 

Weiter ist problematisch, dass die zusätzlichen Einschränkungen und Verschärfungen neue Vollzugs- 
und Abgrenzungsfragen schaffen und damit den administrativen Aufwand bei Behörden und Unter-
nehmen erhöhen. 

Die Umsetzung der Motion soll sich deshalb konsequent auf deren Kernauftrag beschränken. 
Konkret fordern wir: 

• Die Ausnahme soll schweizweit einheitlich gelten. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb ein-
zelne Kantone zusätzliche Einschränkungen oder unterschiedliche Regelungen vorsehen sol-
len. 

• Eine Wiederveräusserungspflicht sowie eine Mitveräusserungspflicht lehnen wir ab. Beide Vor-
gaben schränken die betriebliche Flexibilität der Unternehmen unnötig ein. 

• Zusätzliche Einschränkungen hinsichtlich der Entfernung, der Grösse oder der Anzahl der Per-
sonalwohnungen lehnen wir ebenfalls ab. Der Erwerb geeigneter Personalwohnungen darf 
nicht durch zusätzliche Vorgaben erschwert werden. 

• Der Erwerb von Personalwohnungen darf nicht auf natürliche Personen und ausländisch be-
herrschte Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz beschränkt werden. Eine solche Einschrän-
kung greift unnötig in international tätige Unternehmen ein. 
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Entfallende Folgeänderungen 

Alle weiteren vorgeschlagenen Änderungen des BewG lehnen wir entschieden ab. Sie stehen in en-
gem Zusammenhang mit den zuvor abgelehnten Verschärfungen und sind bei einem Verzicht darauf 
nicht mehr erforderlich. Damit entfällt ihre sachliche Grundlage, sodass sie keinen eigenständigen 
Regelungszweck aufweisen. Entsprechend sehen wir von einer Stellungnahme zu diesen Punkten ab. 

Fazit 

Die vorgeschlagene Verschärfung des BewG entfaltet keine erkennbare wohnpolitische Wirkung, da 
sie weder zusätzlichen Wohnraum schafft noch die strukturellen Ursachen der Wohnungsknappheit 
adressiert. Statt den Wohnbau zu fördern, setzt die Vorlage bei ausländischen Investoren und Perso-
nen im Ausland an. Mit der Unterstellung von kotierten Immobilienfonds und Immobiliengesellschaf-
ten trifft sie ein etabliertes und für die berufliche Vorsorge wichtige Marktsegment. Diese unnötigen 
Eingriffe bergen grosse Risiken von Marktverzerrungen bis hin zur Dekotierung dieser Anlageklassen. 

Gleichzeitig wird der Zugang zu Kapital für Immobilienentwicklungen erschwert, wodurch die Bautä-
tigkeit und damit letztlich die Wohnraumproduktion zusätzlich belastet werden. Weiter schwächt die 
Vorlage ausländische Investitionen in unserem Land durch die verschärfte Regulierung von Betriebs-
stätten-Grundstücken. Zudem widerspricht sie verschiedenen Freihandelsabkommen und zahlrei-
chen Investitionsschutzabkommen, die eine Inländerbehandlung vorsehen. 

Entwicklung Schweiz lehnt die vorgeschlagene Revision des BewG deshalb entschieden ab. Die kon-
sequente Umsetzung der Motion Martin Schmid (22.4413) ohne weitere Einschränkungen oder Ver-
schärfungen stimmen wir zu. 

Besten Dank für Ihre Berücksichtigung. 

 

Freundliche Grüsse 

Entwicklung Schweiz 
Développement Suisse 

 

 

Karin Bührer, Geschäftsführerin 
 
+41 79 202 53 65 
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